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GEMEnmE MUTTENZ 

BAUVER\AlALTUNG 

Qua r t i e r p 1 a nun g IIUnterwart il 

Def. Fassup.g 
rev.5.2.1971 

Die Einwohnergemeinde Muttenz erlässt, gestützt auf § 4 des Bau­

gesetzes vom 15. Juni 1967, für das Gebiet "Unterwart" Quartierplan­

Vorschriften bestehend aus Quartierplan und Reglement sowie dem 

Landabtretungsplan. 

Als Richtlinie für die kubische Gestaltung der Bauten dient das 

Modell 1:500. 

REGLEMENT 

1. Geltungsbereich. Inhalt 

1.1 Die Quartierplan-Vorschriften finden Anwendung innerhalb 

des Quartierplan-Perimeters. 

1.2 Die Vorschriften sind verbindlich für~ 

~ Landabtretung für öffentliche Bauten und Verkehrs flächen 

- Lage, Grösse und Gestaltung der Bauten 

- Art und Mass der Nutzung der Bauten 

- Gestaltung der Freiflächen. 

Daneben enthält das Reglement Ausnahmebestimmungen sowie 

Vorschriften über die Realisierung der Quartierplan-Ueber­

bauung. 

2. Landabtretung für öffentliche Bauten und Verkehrs flächen 

2.1 Für die Landabtretungen an die öffentlichen Bauten und Ver­

kehrs flächen ist der Landabtretungs- und Uffilegungsplan 1:500 

Ur. 1265/02 verbindlich. 

2.2 Die mit rot bezeichneten Flächen für den Strassenausbau 

sind gemäss Quartierplan-Vertrag an die Gemeinde abzutreten, 

sofern dies nicht schon orfolgt ist. 

Die mit blau bezeichneten Flächen für den Ausbau der München­

steinerstrasse sind gemäss Vertrag an den Kanton abzutreten. 
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Die bauliche Nutzung vlird für die das Pflichtmass überstei­

gende Landabtretung, gemäss Nutzungstabelle, gewährt. 

2.3 Die mit grün bezeichnete Fläche von 1'500 m2 für die Erstel­

lung eines Kindergartens ist gemäss Quartierplanvertrag an die 

Gemeinde abzutreten. 

3. Lage. Grösse und Gestaltung der Bauten 

3.1 Für die Lage, Grösse und Geschosszahl der oberirdischen Bau­

ten ist der Quartierplan Nr. 1265/01 verbindlich. Geringfügige 

Abweichungen der Gebäudeabmessungen sind zulässig. 

Die kubische Gestaltung der Bauten hat sich nach dem Modell 

1:500 zu richten. Für den Kindergarten und das Tagesheim sind 

Abweichungen möglich. Im übrigen wendet die Gemeinde für die 

Bauten die Gestaltungsvorschriften dieses Reglementes sinnge­

mäss an. 

3.2 Für die Architektur der Fassaden ist der Richtplan 1:200 

Nr. 1265/03 we~veisend. 

Für die Ausbildung der Sockelgeschosse und Liftaufbauten sind 

diese Richtpläne verbindlich. 

3.3 Von den in den Richtplänen festgelegten Fassadenmaterialien 

kann nur abgewichen il'Terden, wenn sich in ästhetischer Hinsicht 

eine bessere Lösung ergibt und die angestrebte Einheit gewähr­

leistet bleibt. Für Ausnahmebewilligungen ist der Gemeinderat 

zuständig. 

3.4 Die Farbe der Fassaden, Fenster, Balkone und Sonnenstoren ist 

so aufeinander abzustimmen, dass ein ästhetisch ansprechender 

Gesamteindruck entsteht. Die Dächer eingeschossiger Bauten 

sind zu humusieren und zu bepflanzen. 

3.5 Lage und Grösse der unterirdischen Bauten sind generell fest­

gehalten. Die Zahl der Auto-Abstellplätze hat im Minimum der 

Anzahl Wohnungen zu entsprechen. 
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3.6 Für das Areal der Quartierplanung sind höchstens zwei 

Gemeinschaftsantennen für Radio und Fernseher zulässig. 

Ein Anschluss an eine benachbarte Gemeinschaftsantenne 

ist möglich. Nach Inbetriebnahme einer kommunalen Gemein­

schaftsantenne ist 1xnter Beriicksichtigung der geltenden 

Vorschriften an diese anzuschliessen. 

3.7 Die Gestaltungsvorschriften gelten auch für spätere Umbau­

ten und Renovationen. 

3.8 Dem Gemeinderat steht bezüglich Materialvrahl und Gestaltung 

der Bauten ein verbindliches rvIi tspracherecht zu. 

4. Art und Hass der Nutzung der Bauten 

4.1 Alle Bauten ~ mit Ausnahme des Gebäudes Nr. 13 (Kindergarten/ 

Tagesheim) - sind reine Wohnbauten, wobei die Einrichtung 

einzelner Büros sowie Ateliers und Praxisräume zulässig ist. 

4.2 Für das :rv~ss der Nutzung der einzelnen Baukörper ist die im 

Quartierplan mit (N) bezeichnete Nutzfläche mit Ausnahme ge­

ringfügiger Abweichungen verbindlich. Die Gesamtnutzfläche 

darf nicht überschritten werden. 

4.3 Zur Nutzfläche werden gezählt: alle Geschossflächen, inkl. 

Umfassungsmauern, Ir~enwände, Treppenhäuser, Lift- und Lei­

tungsschächte. 

Nicht zur Nutzfläche zählen~ 

- llilterirdische Garagen 

- 50% der Hohnbalkone 

- allgemein benützbare Mieterräumlichkeiten vJ"ie Wasch-

lctichen, Trocken- und Einstellräume, Kehrichthäuschen 

- Kellergeschosse, soweit sie nicht gewerblicher Nutzung 

dienen 

- Eingangshallen. 
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4.4 Anstelle des genehmigten obersten Vlohngeschosses sind auch 

Dachterrassen mit Attika-Vfohnungen zulässig, sofern die 

Einheit der Siedlung ge'\-'ährleistet bleibt. Für solche Bewil­

ligungen ist der Gemeinderat zuständig. 

Die Nutzfläche -wird '\vie folgt berechnet ~ 

- Dachvorsprünge vJerden zur Nutzfläche gezählt, sovlei t 

sie das Mass von 1.00 m Ausladung überschreiten. 

- Bei Pergolen und offenen Balkenrastern wird ein Streifen 

von 1.00 m Breite innerhalb dem äusseren Balken nicht zur 

Nutzfläche gerechnet. Die Restfläche vrird mit 50% berück­

sichtigt. 

5. Gestaltung der Freiflächen 

5.1 Für die Gestaltung und Bepflanzung der Freiflächen ist durch 

die Grundeigentümer nach den Richtlinien des Quartierplanes 

nach Rücksprache mit dem Gemeinderat ein verbindlicher Ge­

staltungsplan zu erstellen. 

5.2 Die Ausführung der privaten 1:Jeg~~ und Platzanlagen hat grund­

sätzlich nach Quartierplan zu erfolgen. Für die Gestaltung 

dieser Wege und Plätze sowie für die Beleuchtung dieser An­
lagen ist durch die Grundeigentttmer ein verbindliches, ein­

heitliches Projekt zu erstellen. 

5.3 Privatwege mit Zubringerfunktion (Kehricht, Höbel- und Kran­

kentransport, Feuerwehr usw.) sind mit entsprechendem Unter­

bau zu versehen. Sie sind im Quartierplan besonders gekenn­

zeichnet. 

5.4 Spätere Veränderungen am privaten Wegnetz können nur mit Zu­

stimmung des Gemeinderates vorgenommen werden. Die Einheit~ 

lichkeit der Wegbeläge und der Beleuchtlmg muss dabei jedoch 

erhalten bleiben. 
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Gleichzeitig mit der Ueberbauung sind die erforderlichen 

Kinderspielplätze, inkl. den zugehörigen Gerätschaften so­

wie die Abstellplätze für Kehrichtbehälter durch die Grundei­

gentümer nach Gestaltungsplan zu erstellen. Diese Abstell­

plätze sind so auszubilden, dass damit die Bewohner nicht be­

lästigt w·erden. 

6. Ausnahmen von den Quartierplan-Vorschriften 

Die Bewilligungsbehörde kann auf Antrag des Gemeinderates in Ab­

wägung der öffentlichen und privaten Interessen Ausnahmen von den 

Quartierplan-Vorschriften bewilligen, sofern besondere Verhältnisse 

es rechtfertigen und die nachstehenden Voraussetzungen erfüllt 

sind: 

- Die dem Quartierplan zugrunde liegende Gesamtkonzeption darf 

in städtebaulicher, architektonischer und gestalterischer Hin­

sicht nicht gestört "ltTerden. 

- Die dem Ueberbauungsprojekt zugrunde liegende Nutzung darf 

nicht überschritten vlerden. 

7. Realisierung der Quartierplan-Ueberbauung 

7.1 Für die Realisierung des Ueberbauungsprojektes haben die 

Grundeigentt~er auf Basis einer privatrechtlichen Verein­

barung (Quartierplan-Vertrag) eine Baulandumlegung durch­

zuführen. 

7.2 Bei etappenweiser Realisierung der Quartierplan-Ueberbau­

ung sind Nebenanlagen vTie unterirdische Autoabstellplätze , 

private Wege und Plätze, Freiflächen, Kinderspielplätze usw. 

entsprechend der Grösse des jeweiligen Bauvolumens mitzu­

erstellen. 

7.3 Ist die teilweise Erstellung einer Nebenanlage aus techni·· 

sehen Gründen nicht möglich oder aus finanziellen Gründen 

noch nicht zumutbar~ so kann der Gemeinderat provisorische 

Anlagen bewilligen. 
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7.4 Die spätere Parzellierung der neu zugeteilten Grundstücke 

ist ohne Rücksicht auf dns Nutzungsmass der neu entstehenden 

Parzellen gestattet, we~~ die VenTirklichung und der Bestand 

der Quartierplanung dadurch nicht in Frage gestellt wird. 

Solche ParzelIierungen bedürfen der Bewilligung des Gemeinde­

rates, welche er jedoch nicht ohne zvlingende Gründe verweigern 

kann. 

8. Voraussetzung für die Gen§hmigun~ 

Die Genehmigung der Quartierplan-Vorschriften durch den Regierungs­

rat setzt voraus, dass der Quartierplanvertrag zwischen der Gemein­

de und den beteiligten Grtmdeigentümern allseitig unterzeichnet und 

öffentlich verurkundet ist. 

9. Schlussbestimmungen 

9.1 Der Gemeinderat überwacht die ~nwendung der Quartierplanvor­

schriften. Das Baubewilligungsverfahren gemäss § 22 und § 25 

ff. der Vollziehungsverordnung zu~ Baugesetz bleibt vorbehalten. 

9.2 Alle im Widerspruch zu den Quartierplan-Vorschriften stehenden 

früheren Zonenvorschriften gelten als aufgehoben. 

9.3 Die Quartierplan-Vorschriften treten mit der Genehmigung durch 

den Regierungsrat in Rechtskraft. 

Genehmigt durch die Gemeindeversammlung vom 

Der Präsident~ Der Vervvalter~ 

Vom Regierungsrat des Kantons Basel-Landschaft genehmigt 

Der Präsident~ Der Landschreiber: 
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ci. ~etreffe~.:.a. 

Qua r t i e r p 1 a ~ ver t rag 

De~ ~nterzeichnete Bezirksschreiber zu Ariesheim, beur~undet 
hie:.-~nit:. : 

Z"l.vischen 

1. Da:. IZ A N TON B ASE L-L A N D S C H P. ? T, 
vertret:e:. durch 

als Eigen-tü.'1ler 
Parze 1202, 

folgende::- Parzelle des Grundbuchs !-luttenz 
mit ein&~ Teilabschnitt von ca. 1 a 64 ra2 

2. Der E I ~ W 0 H N ERG E M EIN DEM U T T E N Z, 

? 
..J • 

als Eigentiliuerin folgender Parzellen des Grundbuchs Muttenz 

a) Parze 616, mit einem Teilabschnitt von 
;:,) Parz. 961 

ca. 6 a 79 :m2 
11 a 82 m2 

Der Firma Sei 1 e r - T s c h a n t r e AG, mit Sitz in Basel, 
Laufenstrasse 59 / Dornacherstrasse 270, vertreten durch 

als Eigentlli"Uerin folgender Parzelle des Grundbuchs Nuttenz 
Parze 960 23 a 73 m2 

4. Der Rawoba AG, mit Sitz in Basel, Lautengartenstrasse 12, 
vertreten durch 

als Eigentlli"Uerin folgender Parzelle des Grundbuchs Muttenz 
Parze 964 68 a 13 m2 
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Josef Cueni-OdermaJct I 1906 I Arc:l.itekt von und in Basel, 
GL~erstrasse 124, in Gütertrennung lebend mit Pia Martha, 
als Eigen-tÜJ."Uer folgender Parzelle des Grundbuchs Muttenz 
Parze 962 59 a 28 m2 

6. Der Bau- une. VJohnqenosse~1schaft "li_uf dem Horner" I mit Sitz 
in Muttenz, Seminarstrasse, 
vertreten durch 

als Eigentümerin folgender Parzellen des Grundbuchs Muttenz 
Parze 963 29 a 39 m2 
:'":>arz. 965 86 a 15 m2 
Parze 967, mit einem Tei1abschnitt von ca. 28 a 19 m2 
?arz. 1904 29 a 47 m2 

7. Der Erbengemeinschaft 
a) Anna Valerie Zellweger-Wieland, 1899, von und in Base1 1 

St. Albanring 262, in Güterverbindung lebend mit 
EberharG Zellweger, 1897, Pfarrer, und handelnd mit dessen 
Zustimmung 

b) Karl Heinrich Wieland-Grisebach, 1903, Professor, Dr. phi1. 
von und in Basel, Schäublinstrasse 35 

c} Hans Emil Wieland-Michel, 1902, Kunstmaler, von Basel in 
Reinach, BL-, Oberer Rebbergweg 

als Eigent\1"Uer folgender Parzelle des Grund~uchs Muttenz 
Parze 966 . 127 a 61 m2 

8. Der Erbengemeinschaft 
a) Heinrich Hagenbach~.M..ylius, 1908, Dr. phil., Chemiker, von 

und in Basel, Salinen~trasse 1 
b) Rudolf Eduard Hagenbach-Gansser, 1911, Dr. phil., Chemiker, 

von und in Basel, St. Albanring 149 
c) Friedrich Jakob Hagenbach-Stähelin, 1913, Kaufmann, von 

Basel in Reinach, Lachenweg 15 

als Eigentümer folgender Parzelle des Grundbuchs Muttenz 
Parze 3501 127 a 61 m2 

9. Der Bau- und VJohnqenossenscha-rt "Sc hweizerau" mit Sitz in 
Mut:tenz 1 

vertreten durch 

als Eigentümerin folgender Parzelle des Grundbuchs Muttenz 
Parze 4068 53 a 46 m2 
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und der 

EIN W 0 H N 3 R G E M EIN DEM U T T E N Z 
vertre'cen durch den Ge;:neindeTat. t:.nd dieser wiederlli~ durch die 
Eerren Frit.z Bru::::.:ner 1 Ge:-:.eir~de?::::-2..sic.ent und Er::::.st Sclli-uid .. Ge­
meindeverwalter, beide in ~u~te:nz 

wird hiermit:. folgender 

QUARTIERPLANVE~TRAG 

abgeschlossen: 

Die vorstehend aufgeführt~m Parteien kommen überein, die ihnen 
aus den Quartierplanvorschriften iIUNTERT/JART ii zustehenden Rech­
te und Pflichten unter sich wie folgt zu regeln: 

I. BAULF.NDU~EGUNG 

Die Grundeigentümer verpflic:~·i:.en s:.cn, auf privatrechtlicher 
Basis die Baulandumlegung gerr:äss Landabtretungs- und Umlegungs­
plan sowie gemäss Quartierplan::::-eglement nach Inkrafttreten die­
ses Vertrages ~nd der dazugehörigen Vertragspläne (Landabtre­
tungs- und Umlegungsplan Nr. 1265/02 sowie~~~ Quartierp1an 
Kr. 1265/01) durchzuführen und gleichzeitig den erforderlichen 
Flächenausg1eich vorzunehmen. Die Baulandumlegung erfolgt nach 
§ 62 des Baugesetzes vom 15. Juni 1967 (Neuzuteilung nach Flä­
chen) . 

Die neuen Parzellen werden durch den vom Geometer zu erstellen­
den Vermarkungsplan verbindlich festgelegt. 

Entschädigungen für besondere Vor- und Nachteile werden keine 
geltend gemacht. -, 

Sollten sich bei der Aufna~me aeT Gebäude und der definitiven 
Vermarkung DU Gelände Flächenänderungen ergeben, so ist das 
Differenzmass im Grundbuch zu bereinigen. Das Grundbuchamt wird 
hiermit zum voraus dazu ermäch,tigt. Entschädigungen für ein 
allfälliges Mehr- oder Mindermass .. werden seitens der Vertrags­
parteien nicht ausgericntet. Die mit der Umlegung und Vermarkung 
verbundenen Kosten werden von den Parteien im Verhältnis zur 
zugeteilten Nutzfläche getragen. 

LAiifDABTRETUNG 
FL.i\ECHEN 

FUER OEFFENTLICHE BAUTEN 

a) Abtretunqen an die Gemei~de Muttenz 

UND VERKEHRS-

/ 

Die im Landabtretungs- und Umlegungsplan mit rot bezeichne­
t.en Flächen für den Net:i.- und P~usbau von Strassen r.::.:'.:':: T:cd:.'-

, r 1 
v'tV\ v\ 
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toirs werden durch aie Gemeinde ZQm Preis von Fr. 15.--
pro ill2 in Verrechnung mit den Anwänderbeiträgen entschädigt. 

Für die das Pflichtmass übersteigende A~tretung wird die 
b~uliche Nutzung gcw~~rt. 

Die i::ne::hal~ des Quartierpla~'1-Perir.:leters liegenden Abtre­
tungsflächen werden von den Grundeigentlli~ern im Verhältnis 
der eingeworfenen Parzellenflächen abaetreten. . ~ 

Die ausserhalb des Qu~rtier?lan-Perimeters liegende Abtre~ 
'cungsfläche ist vom E:':'ger,:'cÜJ."ller der Parzelle Nr. 967 des 
Crundbuchs Xuttenz abzutreten. 

Die Beiträge an die ~anderwerbskosten gemäss· § 30 des Bau­
und Strassenreglementes d.er Gemeinde ~ut·tenz sind dc."ui"c 
abgegolten. 

Die mit grün bezeichnete Fläche von 1.500 m2 für d.ie Er­
stellung eines Kindergartengebäudes wird durch die Grund­
eigentiliaer im Verhältnis der eingeworfenen Parzellenflächen 
unentgeltlich, aber ohne Nutzungsverlust, an die Gemeinde 
abge-c.reten. 

Die obgenannten Fläcnen werden mit der Landcrrriegung abge­
treten, sofern dies nicht bereits erfolgt ist. 

Die innerhalb des Quartierplan-Perllleters liegende Fläche 
der Parzelle 616 wird den Grundeigentümern im Verhältnis 
der eingeworfenen Parzellenflächen zugeteilt und mit den 
Abtretungen verrechnet. 

b) Abtretungen an den Kan~on Basel-Landschaft 

Die im Landabtretungs- und Umlegungsplan mit blau bezeich­
nete ~andfläche von ca. 3.093 m2 (das genaue Mass ergibt 
die Vermessung) wird von den Grundeigentümern im Verhältnis 
der eingeworfenen Parzellenflächen für die Korrektion aer 
Münchensteinerstrasse an den Kanton BQsel-Landschaft zu fol­
genden Bedingungen Qbgetret~n: 

1.037 m2, für welche die Nutzung angerechnet wird, 
zwu Preise von Fr. 15.-- / m2 

ca. 2.056 m2, für welche keine Nutzung gew~hrt werden 
kann, zum Preise von Fr. 70.-- / m2 

Der Kanton Basel-Landschaft tritt ZtL.'11 Zeitpunk·t der 
Korrektion Münchensteinerstrasse von der Parzelle Nr. 
1202 eine Teilfliche von Ce. 164 m2 (L'11 Landabtret~ngs­
und Umlegungsplan sc~raffiert) an die Grundeigentümer 
ab (Zuteilung li~ Verhältnis der eingeworfenen Parzellen-
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flächen). Die Abtretung von der Strassenparzelle 1202 
erfolgt Zlliü Preise von Fr. 70.-- / m2. 

Die G:curJ.deigentÜ:üer e:c;<lä.:cen sich dc:rnit. einverstanden, 
dass die Trottoiranlage gem~ss Quartierplan auf ih:ceQ 
Are.:::.l ers·tell".:. w:.:c::..... 8:'·2 s Lld bereit. 1 dem Kanton zu diesem 
Zwecke die unentgeltlichen Dienstbarkeiten zu Lasten ihrer 
Parzellen eir.zu:cälliT,e:'l. Die Tro-c:toiranlage 'Ilird auf 1<osl:.e:"1 
des Kantons erstellt, unterhalten und gereinigt. Der Kan­
ton erklärt sich bereit, die Trottoiranlaae allenfalls vor­
gä.ngig der Strassenkorrektion zci·errichte~. Der Zeitpunkt 
der Erstellung wird in gegenseitigem Einvernehmen zwischen 
den Grur.deigentÜ:'le::::-~ I dem. kantonalen Tiefbaua.:at und der 
Bauverwaltung Mutte~z festgelegt. 

Der Kanton verzichtet auf die Erhebung eines Trottoir­
beit:::-ages. 

/ 

Die Gru~J.deigentlliTle:c sir .. d dar:üt einverstanden, dass längs 
der Mlinchensteine:::-strasse und im E~:::-eich der Trottoiran­
lage in ihrem Areal die verschiedenen Werkleitungen und 
Beleuchtungs~asten verlegt bzw. erstellt werden, wobei 
sie sich bereit erkl~:cen, den Leitungsinhabern die erfor­
derlichen DiensJcbarkeit.en unentgeltlich einzurä'l.lr.len. 

Der Kaufpreis beträgt ca. Fr. 159.·(75.--

wovorl 1. 037 rn2 zu ~., ...... 
.J: .l.. • Ir:: --..J. / m2 und 

ca. 2.056 m2 zu F~ ..... 70.-- / m2 

und wird wie folgt regliert~ 

50 % 30 Tage nach Ve~u:::-kundung des Qua~tierplanvertrages 
Rest 30 Tage nach Vorliegen des Mutationsplanes nac~ er­
folgte:::- Korrektur ~er Münchensteinerstrasse unter Abzug 
der vom Kanton eingeworfenen Fläche von ca. 164 m2 zu 
F_r. 7° / m2 _ v • -- 1.. 

Die Grundeigentfuner erklären sich damit einverstanden, 
dass nach Un~e~zeichnung des Quartierplan-Vertrages der 
Kanton das Areal für den Ausbau der Münchensteinerstrasse 
beanspruchen kann. 

Handänderungssteuer ist gemäss § 63 , Absa'cz 1, des kan-co­
nalen Steuergesetzes keine zu entrichten. Die Mutations­
kosten für die Korrektion der Mlinchensteinerstrasse sowie 
für die vom :Zan-ton zu erst:.ellende Tro-c:.J.:::.oiranlag·e gehen 
zu Lasten des Kantons. Die Verurkundungs- und Grundbuch­
gebühren liberr~immt der Kai"".:.-con im Verhältnis der von den 
Grundeigentlirnern an den K2.nton abzutretenden ?läche und 
der Fläche des Quart.ierplan-Perirl1.e-c.ers. Die Grundeigen­
-tül"':1er Ilaben die allf~lliS'en sJce'uerlichen ~D.bgaben nach Ge-
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setz zu ent~ichten. 

Ei~e allofälliS8 l-';..}:)t:::::-8·~1,J<~-~'J :tt,:.:.:" don ~~:..·~,~i:ob~.:--:,nz~~::inger T 18 -
N' ~./-::; ",·.--.t: O l g .. '- ?'" T'"",':-o,,-. ":":0,'" -'J"""\,,,zun;;l~c"""r, i\~,S<-o··C'C'c.y" D';"" 
.l. ...... '-" 'C.: ...... .L. ..... '- ..... ~ ...;.,.Jc.v ..... ~ .. _ ........ ~ .............. c...;.J.~.1.1. l.LL'-A...J.....J...J'-J.~ nJ.. t.- ...,....JC_. ......._ 

Entschädigung hie=f~r ~~ilt ausschliesslich diesen AnstBs­
sern zu. Die Nutzung erf~hrt dadurch keine Einschränkung. 

III ~p.USBAU DER OEFFEN~LIC:~3:\ VSRi<EI--!RSFLAECEEN 

D';'" -im ",,-·.--.L.i e-r.,....l an. n' ez"'o .... 1,no+ .. en o"Ffen'-licre" Stra .... sen 'lnd __ -=:;; . ..J-..;... \.,d\.J.Q-. L......... ~.....) __ ... 'C-..\".. ........... '-\,.. ...... L ...... _ ~..... 0:> Ul. 

7rottoirs (Seminars-crasse und Unterwartweg) werden durch die 
Gemeinde bis Zlli~ Bezug der daran angeschlossenen Wohnungen er­
stellt, soweit dies nic~t schon geschehen ist. ~ie betreffenden 
3auvorhaben sind der Gemeinde mindestens lV2 Jahre vor Bezug 
der Wohnungen anzumelde~:. 

Die Beiträge an die Baukosten gernäss § 31 des Bau- und Strassen­
reglementes der Gemeinde ~uttenz werden mit dem Strassenbau fäl­
lig und mit der Landentschädigung verrechnet. 

Die Anwänderbeiträge fü~ die innerhalb des Quartierplan-Perimeters 
liegenden Strasse~bauten werden im Verhältnis der zugeteilten 
Nutzf läche~'1 auf die Grundeig'er.tiliner ver'ceil t. 

Die Anwänderbeiträge für die ausserhalb des Quartier~lan-Perime­
ters liegenden StrassenDauten <j°ehen zu Lasten des Eigentür'1.ers 
der Parzelle 967 des Grundbuchs Muttenz. 

IV. UEBERBAUUNG DER PARZELLEN 

Die Grundeigent.ürner verpflich·ten sich, bei der Ueberbauung ihrer 
Grundstücke die Vereinbarungen dieses Vertrages und der von al­
len Vertragsparteien unterzeichneten Vertragspläne einzuhalten. 

Ausser mit den im Quartierplan festgelegt.en ober- und unterir­
dischen Bauten dürfen die Parzellen - mit A~sna~~e der in VII 2 
erwähnten unterirdischen Heizungs- und 'tIlarmwc::.sseranlagen sOHie 
einer allf&lligen Erweiterung der Autoeinstellhallen - nicht 
weiter überbaut werden. 

Bei einer Parzellierung en'cstehende über- oder unternutzte Par­
zellen dürfen nur nach Vertragsplan überbaut werden. Geringfügi­
ge Abweichungen vo:n Quartierplan zufolge veränderter Verhäl tnis­
se sind möglich. Sie bedür=en lediglich der ZustL~uung des Ge­
meinderates .. 



Den z~künftigen Bewoh~e~~ des Qu~rtiers U~terwart soll durch 
eine ansprechende Gestaltung der Bauten ~nd Anlagen ein leben­
diger Wohn~ezirk gescha~~e~ wc~dcn. 

~as ge?~a~te Quart!er is~ 0!nheitlich zu ges~alten, ohne 
c.en Bau-::.:.en ein einförmis·es Aussehen aufzuzwingelL Materialv/ahl 
'c..nd Farbgebung sine. so 2.ufeinander <?bZust~ruT,en I dass die äussere 
Erscheinung cer Bau·cer: sich harre.onisch ins Gesamtbild einfüg't. 

Die Ges'cal tung der Bauten hat:. 2..tll übrigen nach Quartierplc..nregle-
Zl': erfolgen u 

?ür die Gestaltung der ?reiflächen ist der von den Grundeigent­
tUrnern zu ers'tellende Gestalt.ungsplü.n D,assgeber.d , der die 'C'm­
gebungsü.nlagen mit Grünfl~chen und Bepflanzungen allgemein ver­
bindlich festlegt,. Die Grur:.deigen'cÜffi.er verzichter. dc:.bei auf die 
Gelten~llachung des Kapprechtes. 

VI. PRIVATE ERSCI-ILIESSUNGS - UND ANDEFm ~6J:~LAGEN 

/ 

Die Ers~ellung von Bauten und Anlagen der/Ver- und Entsorgung, 
der Erschliessung und der Umgebungsgestaltung wie Spielplätze, 
Wege, Plätze, Wasserleitungen, Beleuchtung der Wege und Plätze, 
Zuleitungskabel für Elektrizität etc. erfolgt durch die Grund­
eigentü111er gemeinsOln .. Die Kosten für Erstellung, Unterhalt und 
Betrieb werden von ihnen im Verhältnis zur zugeteilten Nutzfläche 
getragen, wobei die Regelung der Kosten und Zahlungsfälligkeiten 
durch die Grundeige~tü~er bis Zlli~ Zeitpunkt der Vorlage des ver­
bindlichen Gestaltungspla::1es gert1äss Quar-c.ierplanreglement zu er­
folgen hat. 

Die für die Erstellung u~den Unterhalt der Erschliessungsanlagen 
und Werkleitungen notwendigen Durchleitungs-, Zufahrt- und Zu­
tritts rechte werden mit der U~terzeichnung dieses Vertrages er­
teilt. Der Zeitpunkt der Erstellung der Erschliessungsanlagen 
richtet sich nach den bau- und wohntechnischen Gegebenhei'c2n u~d 
Erfordernissen. Die Grundeigentürner sorgen für einen eimvand:E:.:eier. 
Unterhalt dieser Anlagen. Deren Benützung durch die Bewohner der 
Ueberbauung ist im Rahmen cer Zweckbesti::rullung uneingeschränK.t. 
Für die Verwaltung und Benützung dieser Anlagen ist ein besonderes 
Reglement zu erstellen. 

Die oberirdischen Parkplätze und die nur diesen dienenden Zugangs­
wege und Zufahrten, sowie die Kehrichthäuschen sind von den je­
weiligen Grundeigen-::,iifaer~ priva-::' zu erstellen und zu un'cerl'.alten. 
Eir.zelheiten bezüglic]:1 Ben':::tzung und Ver.:.Tdet:,u:"lg der Par;<::plät:<:e 
sir .. d zwischen den Grunde'::'<;e~;:t-L:.:::.erJ."l direkt Z1.::. regeir.:.. 
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Die G:cur~Qeigen.t.·G~'~er ve-:::~)=' ~~'8:-:..·~:e:. s icl'l t di.e :r..L~ Quart. i8rplc.:.~-... 
I2stgeleg--:..en u~lterira.'::'scl-_2~~;. S:'r_s-tellh&llel-: zusc.nune::""'~ rn~t. cle:r .. 
zt:.g8"t:e:"2.-cerl vJohnbaut.el-:.. zu erstellen ~ D:'e hierfür -1 TCt L2..~:Ciab­

:creMcuns-s- l!r .. d U:.1l1eg·ur~s~s:?lal1. ci!1getr2.gene::-.. 2&:cz211en vlerc.en 
2.:1 Mi-'ce~ge::~curu aufSe-ceilt. u:-:d als .I{orporat.ionsp~:=zellen aus-

'gest.altecf# 

Die Zuteilullg c.er f·:~"'c2~s-er-.·":'·L:1:ts2.nteile erfols<:. ilTl Ver:lält.rlis 
Ge:: :'Jt:.-:.z f läcl-!erl der cc-:.:~r1 beteiligten Grtlr~deigeY"_-t·2T!.er (> 0 ie 
S is-er.::c:cc .. e:: ::lachf 0 lse::c.e:: s·e~;:\.Ls s Ve~t.r agsp lä.ner.:. Y'.:. u.r~er ierter~ 

Objek~ce riaber-~ irr~ :<ii:-:irllC~ e':"1'1ei1 Eins-cellpl2.tz· pro VJOhI1U~g· zu 
erstellen. Die Einstellhallen sind folgenden Wohnbauten zuge-

Zinstellhalle Obiekt 14 
Obj e~<.t 1 
Obj e:<:.to 2 
Objekt 3 
E~nste11ha11e Ob~ekt 15 
GDj e~{t Ll 
O~jekt 5 
Obj ekJc 6 
OlJJ ekt 7 
Einstellha11e Obiekt 16 
Obj e:<:"::' 10 
Objekt 12 
Einstellhalle Obiekt 17 
Obj ekt: 8 
Objekt 9 
Objekt 11 

Die beteilig"cen Gru;:,~deisen"tÜlT,er dieser l<:orpora"tionsparzel1en 
stellen fest f dass die At::':lösung des IvIiteigen"CuoillS ohne Zu­
stimmung aller l·U°c.eiS:ientG,",er ausgeschlossen ist 1 vIe:"l die 
:Zorporatio::sparzellen :':Ur einen c.auernden Zweck bestirCJ1.1t sind 
(Art. 650 ZGB). Das gesetzliche Vorkaufsrec~t der Miteigen­
tUrner wird fU.r alle Ze:::':ce~'l 2.:lsgeschlossen. 

Die Kosten für die Erstellung, Betrieb und Unterhalt werden 
von cen ba"::'eilig"cen G:cundaigc=:.:ytümern an!ceil~"llässig im Ve::rhäl"c­
n~s der zugeteilten P~-Einstellplätze getragen. 

Die Gru::c.e ic;etl ~t fuC~2:= s i:-:d b2~ecl;.-'c igt 1 die E i.~!s t.211r!allen ih~e::­

:\:2.~::ur en-'csprech8r:d Lr:G ::"~7l ~0. ... t:.SE-~2..SS ihres iJli~::eig-e11·tUlr~5c.:l.teils 

zu benützen. Einzelheiten ~ezU.glich der Se~ützung, des U~ter­
halts, ~8S Betriebs ~~~ ~e~ Verwaltung sind i~ beso~deren 
L\ü.:tzur:.s·s- 1:..~-... d Ve::\va2.-c-~:::'S·3c:cd:: .. ~~:'1ger~ zu reS::::: i1u 
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0~e G·r~nd.eige:1.tÜll.er s~:-:d. bGs~~re!Jt. i s'emeir ... sili'1:e I-Ieiz- ur.i.d 
~·Jz..:C:Tl\<!.:..sse=-G..l;,,=bG::Q2-·~"-·.~.-~S-'=:'·:::_::_:=-~Se:1 zt:. erst:.el=-e~.:. i> Diese A~'11a­
goet: :(Ö~1.::2:1 i:-:: ulJ.h~er~G..t:::.:ec:~t c..2.s Z8Iltra=-8 u~id geIneins~~::.e 

Eeizu~gs- und War~wasser~~:ag2~ erstellt wer~e~. 

Vo-;: G.8n B2.U solcher ~:2::~~.2~lisc.:-:~e~ Anleget':. > ... a~er1 siel-;;, d.':'e 
jevl2ile~"1 }Jei:.eil':'gt .. er~ G::-cr;.deig"el'1twl1er über Q~e l{oste~ .. fiir 
Zrstel~~ng, Unterhalt ~n~ Betrieb sowie Eber die Xostenver­
teilung zu einigen. 

3e:' E::-s-ce=-lt:r~g vo:'1 (ze~CtG~::_S2-=i'i~'2n Anlagen si.nd die Grur1.cleiger~­

tür:~e:: verp=licr-l."::'ehc 1 2.uf il-.. ~2:1 G::undstückeri den Eir:.bau und 
:r:,,,, ··::'-:'~·Di-::o.}-,."l;-·,,,~, ?--~ -:::"',~ --:c,-~ nesJ-~nd "'~a" -::'·:::,;-----ieb a"er -f,-·~-'-·c·e'" v.....;..c J-)'c; ....... ~ ...... c:.J,...'-'v.J. ... ::t v;,.C __ ,-._ u ............ ~ t.,..a ....... _ ... ....., ............ .;..,..... _ J::'"'I ......... J..c..;; ...... 

erfor~erlichen Durchle~~~n~en z~ dulden, ebenso die D~rch­
führung ~er n6tisen ~ontrollen, Repar~turen U~~ Erneuerung 
dieser L2it.llrJ.g·e~:.. und 6.2:--... Z~1:ritt de:: da17Lit bet.:cau-t.en Perso­
nen. 

~. Gemeinschaftsantennena~l2ge 

Die Grun~eisenJci.2mer verpfl~chJcen sic~l. im Bedarfsfalle fi.:.r die 
Erstellung von GeReinschafts-Antennananlagen für Radio und 
Fernsehen mit einem Netz von Leerrohren für den ev. sp~t2ren 

Anschluss aller Gebäude an eine kor:mmnale GemeLlschaf-tsan­
tenne. Für die Ueberbauung sind höchstens zwei Antennen zu­
lässig. Die Erstellungs-, Betriebs- und Unterhaltskosten 
we:ceen au:: eie be"ceilic;-::.en Grundeigen-tLc.er im Verhäh:nis zur 
Anzahl der angeschlossenen Wohnungen verteilt. 

Der Standort der Anlagen r~chtet sich nach den • , • 1 -cecnnlscnen 
und wirt.schaftlichen .. ErfordeL-:issen. Die Gru~ldeigentü:c:"er 
sind verpflichtet, auf ihren Grundstücken den Einbau und die 
Beibehaltung der für den Bestand und Betrieb der Gemeinschafts­
Antennenanlagen fi.:.r Radio und Fernsehen erforderlichen Durch­
leitungen zu dulden, ebenso die Durchführung der nötigen 
Kontrollen, Reparaturen und Erneuerungen dieser Leitungen 
urld den Zutrit.t de:= c.a:.1.1i:c je-t~au-c.en PersorJ.en~ 

VIII.VERTEILCNGSSC2LUESSEL 

a) Verteilung im Verhält~is der eingeworfe~en Parzellenflächen 

EigentÜIner 

Zimvohi.:ergemeir:de 
r\~~Ll t. t. e n z l .. 37 

Sei:er-?scha~tr~ ~G 
[{aHo;:,,::, ;"G 

3au- und Wo~nge­
n.osser.l.scI"'.c:it "lAuf 

9 .. 39 

dem r-:o::-~7 0'­
L: • .:) 



3~benge~einsch~f~ 

~-=C'~Cel.:~2C:1 u:-~d ~·:ie2.c~~~-:~;:~ 

B~u- un~ Wohnsa­
:.:os s e~~sc:la=-'c. 

3au- und Wehngenossen­
schaft n Auf c.era I-ror:;::e:=i~' 

Zrbenge~einsch2ft 

Hagenbach und Wie:an~ 

3au- un6 Wo~ngenessen­
scr~aft: H SCh\~leize~2."C.\: 

2.3 

G 
v 

5 
6 
7 

2 

12 

38,,76 

8.17 

1,,97 

13.60 

6 .. 71 

6.26 
6 .. 36 
5.22 
5.22 

10,,36 

:'3.60 

100(00 

:".97 

13.60 

12.57 

23.86 

34.L~J 

13.60 

100.00 

a) Die Grundeigent"lrC,0r' räc"en sich hiermit. für die Ers-::ellung 
der Ln Qua~tierp~2~ vo~gesehenen ober- u~d unteri~dischen 

Bauten alle er:Eorderlic~en Grenz- und Näherbaurechte wie 
auch die unter- und oberirdischen Baurechte ein. 

Für die spätere Erstellu~g der öffentlichen Bauten auf der 
Ge:neindeparzelle räurr.er.. die. Eigentümer cer daran anstosser..­
den Pa~zellen ein Grenz- oder ev. Käherbaurecht ein. 

b) Die GruDc.eigeütlliller räu...r::-,en sich gegenseitig smvie der Ein­
wohnergemeinde Muttenz folgende Dienstbarkeiten ein: 

J32.U:Oesc~-:rät:.}(ur-_g; LJ2ber~c..U\lr:.g gel1'!~äss Ver~tragsplan I 

Gehrech~ au~ den im Quartierplan besonders bezeichneten 
Wesen und Pl~tz2nl 
~eschrgnktes ?&h~rech~ für den Zu~ringer~ienst auf den 
Ln Quc..r·ti.e~9:2.:1 ::J8zeicrl.tlGt.e:r! V~ege::11 

2~rch~e~tunssrec~t2 f~r ~lektrisch-l Telephon-, Gas- und 
Wasse~ - scwie X2nal~sat~ons- un~ aneere ~e~tungen. 
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'­" 
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'-'J 

-,,-. ......, . .., .. ~", ,.-... ...... 
_c.._~~...:.:.:.~ 

ge~68 Dienstba~keite~ 2i~: 

s'::'J:aSC;2 

~) J; ... l:e }{eCr~-::Seirlrä-\.:t::~..1::-_S-e:,-_ 2=--=()ls~e:",,~ gege~.;.seit:.ic; t:~-:~ Ur.l2[";,-c.gelt.­
lic~, vorbeh~ltl~ch :it. E, für welche ei~2 a~dere Rege1~~g 
getro~fe~ werde~ kan~. 

8) ?t:~ d.eli :?all eier E:::-s-c.e~:L:.D.9- zeri-'craler ür .. d S·erc~einS2lTLer 

:-:eiZU11g-s- uY'ld ~"Jar:~~v/2.sse~~~-:=-2..g·erl rä.U21ler.l. ~ie Eige:t"ltÜffie::- ce2:"" 
?arzellen, a~f welchen selche A~lagen u~te~irdisch erstellt 
\.Verc.e:-'l I ce:! beteil'is<:e:-: G::--ur-~~eigent.ÜlTJ.eril e::":'"'! dinglicrles 3at:­
recht gem~ss Art. 77S und 575 ZGB ein. 

f) Der Gemei~derat Mutte~z wird hiermit von den Grundeigen-
-t fune:::-r.:. er;~-~äc~:. -t ist.] Cl =-e ~-:..iG i L:.: r..c -':'\'12 nd ':'ge~l D ier.i.s -::'0a:.::-~-:e i-t 8l'"l 

zu begründen, sowie al1f~:lige bestehende Dienstbarkeiten 
r.c:="C~e::s Cle-:: G:cun .. de::"s·er~-::'~·~-.2:: zu bereiniger1 und i~Ci G:.:ur~d.juc:""~ 

die 2~for~e~lichen Eint~agunsen zu veran~assen. 

2..) ~ie G~·i-l:--:.c:.e~9·en<:.li.T~er ver?=li.cht~eY:. sic11 , sän1-tiic:"".-2 ~=<..ech.-c2 u~'1d 

Pf~ic~tcn a~s diese~ Ve~t~ag ~1:~ä11igen 2echtsnachfolgern, Ba~­
r2c~~-::'snel1.:;."r'..s!:.":: I Stoc:~vler~-(eig0;~1-·~fu;:.8rr: ull.d de~e:r~ Geln2iYlschafter~ Zl: 
:2be:cb:"tlc.e~l .. 

G2S2riCD2r 32uges1.:ci12~1, die c.2.::~ Vert.::cagsplal1. ur~d. Q.e~l. 3es.!cL-nl1'~l::1gc:'1 

dieses Vert~ages nicht en~s~~cchen, haben der Geseinderat der 
=:: il'l vloh:--:.ergerJ2 i~~;.de ~/.LU -t -t e:~ Z S 0\1:'8 S är~-tt 1 icrle U:,.I. ~cer z 2ic~lner d. ies e s 
vertrages ein Einsp~ache~ec~~. 

c) 0ieser Ve:c::..rag- -::":ci"c.":: mit der Gen2r-u:ligung der Q"t.::.arccier::,lanung 
dU:::-CI-l d~e 3i:-1.\qo~~r.e::s·e:r~eirlde\T2:':S2.~T':'-l".:lu:J.9- I'w'lut.-ter~z und durch den 
~egierungsrat des Kantons 3ase1-Landschaft in Rechtskraft. 

Er }(2.~:"l"1 l~U~ i:-i1 E~~lve2:"s-tär.d.::~':::"'s s2.r~-:tlicher Ve~t.ra.gsu:rlte:::zeicl~rle~ 

OGer d.erer~ ~ecl;:.:.s:r:2.c]:.;.fo:'S-c:c l.:.: .. i :.::.n<:.er Vorbel'1c.2..t. de:= GeneJ:1I'J.ig-urlg 
des Gemeinderates abgegndert werden. 

lA"\.,:~~/..A'''''' ~\f\ .. ~ 
/~ 

:Jie Q1.:.a::-tier?~a.l?:.~lv~r·sCny i=terl, DeSJ~er.l.eLo. at:.s LarJ.daD<.:~et:u:l.gs- ür:.d 
~~-:1leSl:.:1gsI? lc.T'. /,;,:-Cd~2.rt ie::=-?=-2..::--~y:es·le.r:~er:_-c so\~qie F aSSadel'1r '::'cJ:.l.-::'pl!i..n.e 
~i1d0~ intesriere~de Besta~dtei:a dieser öife~t~ichen Urku~de. 

Der Qt:3.:::-·:.i2~~Jl2..r~\le:-:'r2.g· ~s-~ ~--i.G~ch e:cio19'er 11cchts\;J':'r}~S2.ln~<8i -C. 2-:71. 
Grundbuch Muttenz auf den ?arze::en 1202, 616, 950-957, 1904, 
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-" .. .. '-: =..-.:: r:-Cll. ~c. 

6~ ~~a ~~chfoig2~d2~ ~os~e~ wa~62~ ~= V2~~~:t~is 6er z~geteilta~ 
~~~z~:~che~ ~L~ eie ?arteie~ ve~teilt: 

Gebli~ren f~r Beurk~~~ung 

Rechnungss~ellu~g 

nach 

Fr. 20.0~J.-- f~r die VC~?~cj2ktierung ~er 
Unte~zeichnung dieses 

Gaseinde Kuttenz 

3ei allfZlligen St~eitigkeiten, G~e sich aus diesem Vertrag ergeben 
:cbnnen, unterwerfen sic~ die Vert~agsunterzeichner unter Ausschluss 
der ord2ntlichen Geric~te dem en~;liltigen Urteil eines Schiedsgerich­
tes unter Verzicht auf Weiterziehung. Jede Partei ernennt einen 
Sc~-:.icc.s:,:icll.-;:er 1 v.7obei z'v\!ei Oc..2~ _._c.~:: ?c..:::t_~:"el"l ~~~i·~ s:~eic:-~e:'1 =:;~-c.8~2sse:.i. 

nur ein2n Schiedsrichter erne~nen. ~ie Partei, w21c~e das ~c~iedsse­
r iC:i-':' arl:::-·...::: eil v] i ~ ~ I bes t :':-:G"Cl-:' :"1~~2::~ SC::~2dsr icl-' ... t.e~ li~~ .. d. se~c zJc. C2:: 3..['.:.­

(Ie=::~l Pc:.:c-c.ei e2.:-'l8 ~':ci.s.!c. \lO:1. lLi r;:c_S2~-:' ::::.;~:.:- 5es·:'~~"L:.-1.1U::~S- i~lres SC:_i2CS­
ri.c~---~-c.e~s '" 3ci U~'"lb2n.Ü-t.zt.2J.~ AJJlc..\l~ CiS.32~ ~:::...s-:: b2st::_Il~1rc der O~:~1c:.~l--'i. 

~2S Schi2~ssericht2s, der vorsitz2~6e Gerich~spr~siden~ des Bezirks­
scric~~es Arlesh2i~, de~ a~der~ Schi2d2ric~ter. Dies gilt auca Ga~~, 
V2n~ sich zwei oder ~ehr Parteien Di~ gleichen !~teresse~ nicht auf 
ci~e~ Schiedsrichter einisen kö~nen. 

I)as SCh~2QSS2ricr_-c r-.a~t:. di2 ?a:::-::'s'::"E::1. c_r:zuhö:cel.., o:c-dnet. c:..b3r iri1 tbrise::--i 
das Verfahren und dia Koste~ v6~~iS frei. 

~ie Vertragsparteien bzw. ~eren Ver~reter ha~en sich li~er ihre Iden-

Ausweise a~ssewiasen, 

~RKG~~~ICH DESS~~ wird dieser Vertrag nach sesc~ehener Lesung 
den Vertragsparteien bzw. aeren VertXe~er als vo~~st~ndig und 
tiS anerkannt und von denselben und mir, dem Bezirksschrei~er 

<' ... 'r,'-', 
.:..._J. ... ~"" 
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